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1. Auf eine Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt im Rahmen der Ver-
nehmlassung zur Änderung der Regierungs- und Verwaltungsverord-
nung (Nutzung sozialer Medien durch die Bundesverwaltung) wird ver-
zichtet. 

 
Begründung 
Die dargelegten Änderungen des RVOV sollen eine einheitliche und sachge-
rechte Praxis der Verwaltungseinheiten der zentralen Bundesverwaltung bei 
der Moderation ihrer Profile in den Sozialen Medien gewährleisten. Der Gel-
tungsbereich der Änderungen beschränkt sich auf die Bundesverwaltung. 
Auswirkungen auf den Kanton Basel-Stadt haben die Änderungen keine.   
 

                                                                                           
 

 

 


